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Für den Politikwissenschaftler
Philipp Genschel (Jakobs Uni-
versity Bremen) lässt sich die

Frage, ob der Staat zwischen Globali-
sierung einerseits und Privatisierung
andererseits zermalmt werde, nicht so
einfach beantworten. „Vielmehr“, so
Genschel, „müsste das Urteil lauten:
Der Staat ist nicht stärker oder schwä-
cher, sondern anders geworden“. Da-
rin spiegele sich die Entwicklung des
Staates vom Herrschaftsmonopolisten
(mit dem Monopol auf die drei wich-
tigsten Elemente politischer Herr-
schaft, nämlich Entscheidungsautori-
tät, Organisationskompe-
tenz und Letztverantwor-
tung) zum Herrschaftsmana-
ger wider. Verantwortlich
hierfür seien zum einen die
Internationalisierung, zum
anderen die Privatisierung
von Herrschaft. Letzteres
zeige sich besonders im Be-
reich der öffentlichen Da-
seinsfürsorge. Genschel zu-
folge ergibt sich für die ak-
tuelle Rolle des Staates fol-
gendes Muster: Während
die Entscheidungskompe-
tenz, also die Macht allge-
mein verbindliche Entschei-
dungen zu treffen, immer
mehr internationalisiert,
aber kaum privatisiert wird, wird die
Organisationskompetenz, also die Fä-
higkeit diese Entscheidungen zu imp-
lementieren, immer weiter privatisiert,
aber kaum internationalisiert. Proble-

matisch für den Staat wird es dadurch,
dass die Letztverantwortung für die
Entscheidungsfolgen weder internati-
onalisiert noch privatisiert wird, son-
dern beim Staat bleibt.

Hippokrates contra
Ökonomie
Für den Bereich der Gesundheitsfür-
sorge warnte Gerhard Knorr vom Bay-
erischen Sozialministerium vor vorei-
ligen Lobeshymnen und gibt zu beden-
ken, dass sorgfältig zu prüfen sei, ob
es sich in der Tat um den „Königsweg“

oder doch „um einen faulen Zauber
handelt“. Privatisierung im Kranken-
hausbereich kann einerseits den Ver-
kauf öffentlicher Krankenhäuser be-
deuten, andererseits aber auch den

Betrieb von Krankenhäusern durch
öffentliche Träger in einer privaten
Rechtsform. Diese Form des selbst-
ständigen Kommunalunternehmens hat
ein Großteil der kommunalen Kran-
kenhäuser in Bayern gewählt und wird
dabei von der Landesregierung unter-
stützt. So kommt es, dass sich in Bay-
ern nach wie vor der größte Anteil der
Krankenhäuser in öffentlicher Träger-
schaft befindet (63 Prozent), während
die Zahl der privaten Trägerschaften
(22 Prozent) und freigemeinnütziger
Einrichtungen (15 Prozent) weit da-
runter liegt.

Die Aufmerksamkeit,
die der Krankenhaus-
struktur  zu Teil wird,
ist, so Knorr, einzig
darauf zurückzufüh-
ren, dass die Kranken-
hausversorgung rund
ein Drittel der Ausga-
ben der Krankenkas-
sen ausmacht. Das In-
teresse an der Redu-
zierung dieser Kosten
ist Knorr zufolge na-
türlich legitim. Zu be-
denken sei jedoch, ob
wirklich Wettbewerb
nach einem Rückzug
des Staates zu den er-
hofften Preissenkun-

gen führe. Nach Knorr erreicht der
Markt nicht immer das gewünschte
Ziel. Gerade mit Blick auf die Notfall-
versorgung seien Einschränkungen zu
erwarten, die Durchführung kompli-

Zukunftsstaat – Staatszukunft
Verantwortung neu ausbalancieren

„Privatisierung“ – dieses Zau-
berwort beherrscht die öffentli-
che Diskussion, wenn es um die
zukünftige Rolle und die Aufga-
ben des Staates geht. Dabei sind
die argumentativen Fronten klar
aufgestellt: Bürokratie hemme –
der Markt befreie, so die häufig
geäußerte These der Privatisie-
rungsbefürworter. Privatisie-
rung führe zur „Magersucht

des Gemeinwesens“ (Heribert
Prantl) mit unabsehbaren Folgen
für den gesellschaftlichen Frie-
den, so die Gegenargumentation.
Mit Experten aus Politik, Ver-
waltung, Wissenschaft und Ge-
sellschaft griff die Akademie
(Tagungsleiter: Michael Schrö-
der, Manfred Schwarzmeier
und Jürgen Weber) dieses kon-
troverse Thema in zwei Richtun-

gen auf: Zum einen standen
grundsätzliche Fragen zur Zu-
kunft des Staates und seiner Auf-
gaben im Mittelpunkt, zum an-
deren wurden anhand spezieller
Politikfelder (Gesundheit, Bil-
dung, Kommunalpolitik) Vor-
und Nachteile von Privatisierung
und Auswirkungen bereits er-
folgter Privatisierungsschritte
hinterfragt.

Philipp Genschel: „Letzte Ver-
antwortung bleibt beim Staat“

Gerhard Knorr gab zu beden-
ken, ob Privatisierung zu
Preissenkungen führe
Fotos: Schröder / Sörensen
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zierter medizinischer Eingriffe wäre
nur noch in Ballungsräumen mit ent-
sprechender Nachfrage gegeben. Den
Gesetzen des Marktes folgend würden
unrentable Standorte geschlossen, das
Nachsehen hätten die Patienten. Län-
gere Wege, insbesondere im ländlichen
Raum, und eine Angebotsverschlech-
terung wären die Folge. Preissenkun-
gen könnten sich als Illusion heraus-
stellen, weil so Quasimonopole ent-
stünden. All dies entspricht nicht dem
Sozialstaatprinzip des Grundgesetzes.

Christoph Emminger, Vorsitzender der
Ärztevereinigung Marburger Bund in
Bayern und zugleich Betriebsratsvor-
sitzender der Städtischen Kliniken
München GmbH, hält es für geboten,
vorurteilsfrei über eine Privatisierung
in der Krankenhausversorgung zu spre-
chen. Anlass dafür seien die zwischen
1970 und 2003 um 70 Prozent gestie-
genen Beitragssätze der gesetzlichen
Krankenkassen, die jedoch nicht auf
die angebliche Kostenexplosion im
Gesundheitswesen zurückzuführen
seien, sondern auf eine Einnahme-
schwäche des deutschen Gesundheits-
systems im Allgemeinen und der Kran-
kenhäuser im Speziellen.
Da das deutsche System nach wie vor
durch einen hohen Versorgungsstan-
dard glänze, dürften die Privatisie-
rungsbestrebungen nicht als Sanierung
eines maroden Systems verstanden
werden. Vielmehr sei dafür Sorge zu
tragen, ein sehr gutes System zukunfts-
fähig zu machen. Am Wettbewerb
komme man nicht vorbei, so Emmin-
ger. Eine „Vorrangstellung der Ökono-
mie vor der Medizin“ als Begleiter-
scheinung der Umstrukturierung strei-
tet Emminger nicht ab. Den Spannun-
gen zwischen den Ansprüchen der Pa-
tienten und ökonomischen Erwägun-
gen räumt er ein hohes Konfliktpoten-
zial ein. Eine Mittlerfunktion zwischen
diesen konträren Positionen spricht er
den Ärzten zu, die diesen Spagat zu
leisten hätten. Der Arzt müsse in Zu-
kunft auch Aufgaben der Organisation
und Führung übernehmen. Entlastun-
gen an anderer Stelle seien nötig. Als
Betriebsrat und einer, „der das alles in
der Praxis erlebt“, nimmt Emminger
die Sorgen seiner Mitarbeiter ernst:
Angst vor Arbeitsplatzverlust, abneh-
mendes Vertrauen in die Führungskräf-

te und eine Abwehrhaltung gegenüber
Reformen seien faktisch existent. Die-
sen Ängsten zu begegnen und die Vor-
teile von Privatisierungen aufzuzeigen
sieht er als seine Pflicht. Mehr oder
weniger Staat, das sei, so Emminger,

nicht mehr die Frage. Zur Debatte ste-
he vielmehr, „ob wir uns dem Wettbe-
werb stellen.“ Emmingers Antwort
hierauf ist klar und als Weichensteller
für die Strukturoptimierungen hat er
die Ärzte auserkoren.

Wider den neoliberalen Zeitgeist
Münchens Oberbürgermeister
Christian Ude machte keinen Hehl
aus seiner Ablehnung einer Privati-
sierung öffentlicher Aufgaben. So ist
„die Formel Privat vor Staat eine
rein interessengeleitete These von
Wirtschaftsunternehmen, die Erwar-
tung der Bürgerschaft das glatte Ge-
genteil.“ Mit Blick auf die Veräuße-
rung von 48 000 städtischen Woh-
nungen in Dresden für 1,7 Milliar-
den Euro an die US-Beteiligungsge-
sellschaft Fortress hob Ude einen
besonderen gesellschaftlichen Auf-
trag der Kommunen hervor: Integra-
tion beziehungsweise integrative
Wohnungsvergabe sei eine Kern-
aufgabe der städtischen Verwaltun-
gen, eine bei Nichterfüllung drohen-
de Wohnraumsegregation bringe
viele Konflikte mit sich. Private Trä-
ger seien an Konfliktvermeidung,
Projekten wie Alten-WGs oder ei-
nem Energiesparhaus nicht interes-
siert. Alles was zählt sei die ökono-
mische Rentabilität. Die Folgen rein
wirtschaftlicher Wohnungsvergabe
seien verheerend. „Dresden war kein
Geniestreich, sondern ein Sünden-
fall“, betonte Ude.

Als größte Einrichtung der Daseins-
fürsorge griff der Oberbürgermeis-
ter die Stadtwerke auf. Oftmals wer-
den die Vorteile dieser Einrichtun-
gen verkannt, beklagte Ude. So
könnten Stadtwerke auf Grund der
Weisungsgebundenheit zu einer
ökologisch nachhaltigen Ausrich-
tung gezwungen werden. Bemühun-
gen, die Nutzer zu energiesparen-
dem Verhalten zu bewegen, wie es
die Stadtwerke München mittels Be-
ratungen versuchen, widersprächen
jeglichen unternehmerischen Inter-
essen derjenigen, die sich einzig und
allein an wirtschaftlicher Effizienz
orientierten.

Da die Unternehmenszielsetzung der
Stadtwerke immer auf die Stadt und
ihre Einwohner ausgerichtet sei,
könnten alle Seiten nur profitieren.
Der Stadt München beschert das
nach Ude eine Gewinnausschüttung
von jährlich 60 Millionen Euro.
Die größte Bedrängnis der Kommu-
nen verortet Ude in der „europäi-
schen Bedrohung“, die „grotesker
nicht sein könnte“. Die Bemühungen
der EU-Kommission im Energiesek-
tor für mehr Wettbewerb zu sorgen,
indem die Bereiche Erzeugung, Netz
und Betrieb getrennt werden, wäre
für die Stadtwerke tödlich und wür-
de den Energiegiganten die letzte
Konkurrenz nehmen. Das stünde den
ursprünglichen Intentionen der EU-
Kommission diametral entgegen.
Auch wenn die Stadt München und
ihre Stadtwerke ein erfolgreiches
Beispiel darstellen, wie auch ohne
Privatisierung effizient und sozial-
integrativ gewirtschaftet werden
kann, ist Ude verhalten optimistisch:
„Die Gefahr, dass wir durch neoli-
berale Doktrinen als Kommunen
ausgezehrt werden, halte ich nach
wie vor für gegeben“.

Christian Ude wandte sich gegen
die These „Privat vor Staat“
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Wasserversorgung
privat?
Herbert Ungerer, Direktor bei der Eu-
ropäischen Kommission für Wettbe-
werb, warf Oberbürgermeister Ude
Neigung zum Dramatisieren vor (sie-
he Kasten). Er wollte eher von einer
„Transformation des Wasserversor-
gungssektors hin zur Zukunftsfähig-
keit“ sprechen. „Das kommunale Sys-
tem der Wasserversorgung ist keines-
wegs in Gefahr“, betonte er. Das Inte-
resse Brüssels  habe der Wasserver-
sorgungssektor unter anderem des-
halb auf sich gezogen, weil in der Bun-
desrepublik Preisunterschiede von bis
zu 300 Prozent bestehen. Um diesen
Tendenzen entgegenzuwirken besteht
in Brüssel Einigkeit, dass Regulie-
rungsbedarf herrsche. Jedoch solle, so
Ungerer, in Brüssel wirklich nur das
geregelt werden, was regelungsbedürf-
tig sei. Es gehe nicht um Zwangspri-
vatisierungen öffentlicher Wasserver-
sorgungsbetriebe. Nicht die allei-
nige private Trägerschaft, son-
dern das Modell der Private-Pu-
blic-Partnership solle eine große
Rolle spielen, ein Geschäftsmo-
dell unter expliziter Beteiligung
der öffentlichen Hand. Durch die
enorm großen Spielräume, die die
EU den Mitgliedsstaaten lasse,
bleibe es letztlich in deren Hand
beziehungsweise in der Hand der
Kommunen, welchen Weg sie ein-
schlagen werden. Faire Vergabe-
kriterien hätten aber für alle zu
gelten. Der Wettbewerb allein,
schloss Ungerer, löse nicht alle
Probleme. Die Gefahr von Kartellbil-
dungen sei nicht von der Hand zu wei-
sen, weshalb es eine dringliche Auf-
gabe für die EU darstelle diesbezüg-
lich Kontrollgremien zu unterhalten.

Den Zusammenhang von Wasser-
schutzgebieten, Öko-Bauern-Initiati-
ven, Schadstoffmessungen und der
Privatisierung öffentlicher Daseinsvor-
sorge stellte Kurt Mühlhäuser, der  Ge-
schäftsführer der Münchner Stadtwer-
ke, her. Durch diese Maßnahmen sei-
en die Stadtwerke München in der
Lage, höchst qualitatives Wasser an-
zubieten, dessen Schadstoffwerte weit
unter den von der EU erlaubten Grenz-
werten liegen. Von ausschließlich an

ökonomischen Effizienzmaßstäben
orientierten Unternehmen sei derglei-
chen nicht zu erwarten. Unter dem
Aspekt der Gewinnmaximierung wäre
eine kostenintensive, über die Zielvor-
gaben hinausgehende Wasserreinhal-
tung nicht vorstellbar. Dass die Praxis
der Stadtwerke nicht automatisch hohe
Wasserpreise zu Folge hat, konnte
Mühlhäuser anhand einer Gegenüber-
stellung nachweisen. So liegen die
Wasserpreise in München bei etwa
einem Drittel der von Stuttgart, einer
Stadt die ihre Wasserversorgung be-
reits vor einiger Zeit privatisierte.

Wirtschaft als
Lehrmeister
Als wesentlich konfliktträchtiger er-
wies sich die Rolle des Staates im Be-
reich der Schule. Einleitend stellte
Christof Prechtl von der Vereinigung
der Bayerischen Wirtschaft die Positi-
on der Wirtschaft zum Bildungssystem

der Zukunft vor. Bessere Schulen sei-
en durch weniger Staat möglich. Den
Schulen müsse mehr Freiraum und Ver-
antwortung übertragen werden. Die
Umsetzung einer Unternehmung Schu-
le sei zu erreichen durch eine Übertra-
gung von Verantwortung in den Berei-
chen Personal, Sachmittel und Finan-
zen, Kompetenzverschiebung von den
Schuldirektoren zu den Fachbetreuern,
Einführung von internen Beratungs-
mechanismen (beispielsweise Fortbil-
dungen) und Standortbestimmungen
im Sinne von Leistungsabfrage und
Qualitätsmanagement. Wenn diese An-
forderungen erfüllt sind, sei eine we-
sentlich höhere Leistungseffizienz im
Bereich der Lehre zu erwarten, was

ebenfalls eine Verbesserung der Schü-
lerleistungen mit sich brächte. Der
Staat, auch wenn er noch so hehre Ziele
verfolge, sei schlicht und einfach nicht
in der Lage, einen so umfassenden
Komplex wie das Schulsystem effizi-
ent mit dem Ziel einer optimierten
Schulausbildung zu koordinieren.

Auch Josef Kraus, Präsident des Deut-
schen Lehrerverbands, lehnt ein alter-
natives Führungsmodell an Schulen
nicht grundlegend ab. Dass ihn diese
Position nicht zu einem Befürworter
privat getragener Schulen werden lässt,
machte er mit Verweis auf die negati-
ven Folgen der Etablierung privater
Bildungseinrichtungen deutlich. So
stimme zwar der Befund der PISA-Stu-
die, Länder mit privatisierten Schul-
systemen schnitten besser ab. Dieser
Erfolg sei jedoch für den hohen Preis
der sozialen Auslese erkauft worden.
Privatschulen könnten mit Rauswurf
und Vertragskündigung auf Problem-

schüler reagieren, was an
staatlichen Schulen so nicht
möglich sei. Deswegen seien
dort eben auch alle sozialen
Schichten einschließlich der
unterdurchschnittlichen Leis-
tungen vertreten.

Mit Blick auf die von Chri-
stof  Prechtl  vorgetragenen
Reformkonzepte warnte
Kraus vor einer übertriebe-
nen „Testeritis“ in Bayern.
Leistungsabfragen machen
zweifellos Sinn, so Kraus,
aber nicht, wenn beispiels-

weise ein Test im Fach Deutsch der
6. Klasse Gymnasium zu 80 Prozent
aus Multiple-Choice-Fragen und Lü-
ckentexten besteht. Dadurch sei nie-
mandem gedient und Qualität nicht
wirklich gemessen.
„Ein zukunftsorientiertes Schulwesen
braucht schon eine Menge Staat“, be-
tonte Kraus, nicht zuletzt um eine
Gleichheit der Lebensbedingungen zu
gewährleisten, die das Grundgesetz
gebietet. Ein privates Schulsystem
würde im Gegenteil eine Ungleichheit
der Bildungschancen sondergleichen
hervorrufen.

Paul Sörensen /
Manfred Schwarzmeier

(siehe Presseschau Seite 35)

Christof Prechtl: Mit we-
niger Staat in der Schule
höhere Effizienz

Josef Kraus: „Mehr Privat-
schulen benachteiligen
sozial Schwächere“


